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Aufenthaltsrecht 

Beschlussempfehlung 

Die Petition den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis zu geben. 

Begründung 

Der Petent, Angehöriger einer kirchlichen Hilfsorganisation, begehrt für illegal in 

Deutschland lebende Ausländer unter Wahrung der Anonymität die Durchsetzung ei­

ner Reihe von Rechten. Härtefälle dieser so genannten "Illegalen", denen aus huma­

nitären und ethischen Gründen nur mit einer Statusgewährung geholfen werden 

könne, sollen den Anspruch auf eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten. 

Im Wesentlichen fordert er Zugang zum Gesundheitssystem, arbeitsrechtlichen 

Schutz, die Sicherung sozialer Grundbedürfnisse, Recht auf Schulbesuch, strafrecht­

lichen Rechtsschutz, Zugang zu privatem Versicherungsschutz, Rückkehr- und Wei­

terwanderungshilfen sowie umfassende Beratungsangebote. Daneben zeigt er auf, 

dass sich die Personen in Einrichtungen und Organisationen, an die sich die Betrof­

fenen mit der Bitte um Hilfe wenden, aufgrund der Übermittlungspflichten in § 87 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) - bis 31. Dezember 2004 § 76 Ausländergesetz 

(AuslG) - und der Strafvorschriften in §§ 95, 96 AufenthG (§§ 92, 92 a AuslG) bei 

ihrer Hilfs- und Beratungstätigkeit strafbar machen oder sich zumindest in rechtlichen 

Grauzonen bewegen, wenn sie diesen Pflichten nicht nachkommen. Auch hier sieht 

der Petent Handlungsbedarf. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Akteninhalt Bezug genommen. 

Die Petition wird durch sonstige kirchliche Hilfsorganisationen, Angehörige wissen­

schaftlicher Einrichtungen sowie Personen des öffentlichen Lebens unterstützt. 





noch Pet 1-14-06-26-029691 

Illegaler Aufenthalt und illegale Beschäftigung sind nach der geltenden Rechtsord­

nung nicht vorgesehen und werden geahndet. Ein entsprechendes Recht ergibt sich 

auch nicht aus dem Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit gemäß Artikel 2 

Abs. 1 Grundgesetz (GG), denn diese steht unter dem Vorbehalt der verfassungs­

mäßigen Ordnung . Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat entschieden, dass 

für Ausländer und Staatenlose die Freizügigkeit im Bundesgebiet unter die allge­

meine Handlungsfreiheit des Artikels 2 Abs. 1 GG fällt (BVerfGE 35, 382, 399), die­

ses Grundrecht jedoch kein Recht auf Einreise in das Bundesgebiet gewährt 

(BVerfGE 76, 1, 71). Ebenso wenig ergebe sich aus Artikel 2 Abs. 1 GG ein Recht 

auf Verbleib im Bundesgebiet (BverfGE 80, 81, 95 f .). Die Regelungen des Aufent­

haltsgesetzes stellen die derzeit zulässigen verfassungsrechtlich Schranken der 

Rechtsordnung dar. 

Die Umsetzung der umfassenden sozialrechtlichen und anderweitigen Forderungen 

des Petenten würde dazu führen , dass auf der einen Seite das Ausländerrecht be­

stimmte Voraussetzungen für einen Aufenthalt fordert, das Sozialrecht bzw. die übri­

gen betroffenen Rechtsgebiete auf der anderen Seite aber einen Aufenthalt, für den 

diese Voraussetzungen nicht vorliegen, materiell absichern und festigen. Die Durch­

setzbarkeit von Rechten kann nach geltender Rechtsordnung nicht isoliert, sondern 

nur im Rahmen der Gesamtrechtsordnung erfolgen. Deshalb kann auch keine unter­

schiedliche Behandlung zwischen der sich dem vorgesehenen gesetzlichen Verfah­

ren unterziehenden Ausländer und der Gruppe der illegal in Deutschland lebenden 

Ausländer erfolgen. 

Aufgrund dieser rechtlichen Bewertung sieht der Petitionsausschuss sich nicht in der 

Lage, das Vorbringen des Petenten umfassend zu unterstützen. Dennoch erkennt er 

im Hinblick auf die soziale Notlage der Betroffenen - nach Schätzungen soll es sich 

um mehrere hunderttausend Menschen handeln - unter humanitären Gesichtspunk­

ten in gewissem Umfang Änderungsbedarf. Er ist der Auffassung , dass die Proble-
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